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Aktenzeichen 

304 - 48.07.01/01 - 1173/22 (1)  

bei Antwort bitte angeben 

 

 

 

RR’in Verena Berghoff 

Telefon 0211 8618-5548 

Telefax 0211 8618-54444 

Verena.Berghoff@mhkbg.nrw.d

e 

 

 

 

Jürgensplatz 1 

40219 Düsseldorf 

(Anfahrt über Hubertusstraße) 

 

Telefon 0211 8618-50 

Telefax 0211 8618-54444 

poststelle@mhkbg.nrw.de 

 

Öffentliche Verkehrsmittel:  

Straßenbahnlinien 706, 708 

und 709 bis Haltestelle 

Landtag/Kniebrücke  

Ministerium für Heimat, Kommunales, 
Bau und Gleichstellung 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

 

 
- per elektronischer Post -  

 

An die  
Bezirksregierungen  
Arnsberg, Detmold, Düsseldorf,  

Köln und Münster 
 
Landschaftsverband Rheinland, 

Landschaftsverband Westfalen-Lippe, 
Regionalverband Ruhr 
 

 
nachrichtlich 
 

Gemeindeprüfungsanstalt NRW 
Heinrichstraße 1 
44623 Herne 

 
Städte- und Gemeindebund Nordrhein-Westfalen 
Kaiserswerther Straße 199-201 

40474 Düsseldorf 
 
Städtetag Nordrhein-Westfalen 

Gereonstraße 18-32 
50670 Köln 
 

Landkreistag Nordrhein-Westfalen 
Kavalleriestraße 8 
40213 Düsseldorf 

 
 
 

Kommunale Auftragsvergaben; 

Lieferengpässe und Preissteigerungen wichtiger Baumaterialien als 

Folge des Ukraine-Kriegs 

Hier: BMWSB Schreiben vom 25. März 2022, AZ: BWI7-70437/9#4 

Bezug: Erlass MHKBG vom 18. November 2021, Aktenzeichen: 
304 - 48.07.01/01 - 1167/21 (5) 
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Bereits mit Erlass vom 18. November 2021 (siehe Anlage) habe ich fest-
gestellt, dass für kommunale Auftragsvergaben keine Bedenken beste-
hen, auch im kommunalen Bereich von der Stoffpreisgleitklausel für be-

stimmte Baustoffe Gebrauch zu machen. Es wurde insoweit auf die Aus-
führungen des Vergabehandbuches für Baumaßnahmen des Bundes 
(VHB) und dem dortigen Formblatt 225 „Stoffpreisgleitklausel“ sowie dem 

Erlass des BMI vom 21. Mai 2021 hingewiesen. Dieser Erlass gilt unver-

ändert fort.  

 

Aufgrund der Kriegsereignisse in der Ukraine und der in der Folge ver-
hängten weltweiten Sanktionen gegen Russland und dem daraus resul-
tierenden teilweisen extremen Anstieg vieler Baustoffpreise hat das Bun-

desministerium für Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen (BMWSB) 
darüber hinaus mit Erlass vom 25. März 2022 mit dem Aktenzeichen 
BWI7-70437/9#4 (siehe Anlage) eine bis zum 30. Juni 2022 befristete 

Sonderregelung für die Produktgruppen 
 

- Stahl und Stahllegierungen 

- Aluminium 
- Kupfer 
- Erdölprodukte (Bitumen, Kunststoffrohre, Folien und Dichtbah-

nen, Asphaltmischgut) 
- Epoxidharze 
- Zementprodukte 

- Holz 
- Gusseiserne Rohre 
 

getroffen und Hinweise zum Umgang mit laufenden und bestehenden 
Verträgen herausgegeben.  
 

Es bestehen keine Bedenken, auch diesen Erlass des BMWSB vom 

25. März 2022 mit den enthaltenen befristeten Sonderregelungen für 

die obig genannten Produktgruppen und Hinweisen auch im kom-

munalen Bereich anzuwenden.  

 
Kommunalspezifika, Verwaltungsaufbau und Organisation der kommuna-

len öffentlichen Auftraggeber im Land Nordrhein-Westfalen sowie Beson-
derheiten des Beschaffungsbedarfes können die Verwendung von abwei-
chenden individuellen Regelungen rechtfertigen.  
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Ich bitte die Ihrer Aufsicht unmittelbar unterstehenden Kommunen und 
Kommunalaufsichten der Landräte zu informieren. Weiterhin bitte ich die 
Kommunalaufsichten der Landräte um Information der dort beaufsichtig-

ten Kommunen.  
 
Im Auftrag 

 
gez. Dr. von Kraack 
 

 
Anlage(n): 

 Erlass MHKBG vom 18. November 2021,  

Aktenzeichen: 304 - 48.07.01/01 - 1167/21 (5) 
 BWI7-70437/9#4 vom 25. März 2022 
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Aktenzeichen 

304 - 48.07.01/01 - 1167/21 (5)  

bei Antwort bitte angeben 

 

 

 

RR’in Verena Berghoff 
Telefon 0211 8618-5548 

Telefax 0211 8618-54444 

Verena.Berghoff@mhkbg.nrw.d

e 

 

 

 

Jürgensplatz 1 

40219 Düsseldorf 

(Anfahrt über Hubertusstraße) 

 

Telefon 0211 8618-50 

Telefax 0211 8618-54444 

poststelle@mhkbg.nrw.de 

 

Öffentliche Verkehrsmittel:  

Straßenbahnlinien 706, 708 

und 709 bis Haltestelle 

Landtag/Kniebrücke  

Ministerium für Heimat, Kommunales, 
Bau und Gleichstellung 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

 

 
- per elektronischer Post -  

 
An die  
Bezirksregierungen  
Arnsberg, Detmold, Düsseldorf,  
Köln und Münster 
 
Landschaftsverband Rheinland, 
Landschaftsverband Westfalen-Lippe, 
Regionalverband Ruhr 
 
 
nachrichtlich 
 
Gemeindeprüfungsanstalt NRW 
Heinrichstraße 1 
44623 Herne 
 
Städte- und Gemeindebund Nordrhein-Westfalen 
Kaiserswerther Straße 199-201 
40474 Düsseldorf 
 
Städtetag Nordrhein-Westfalen 
Gereonstraße 18-32 
50670 Köln 
 
Landkreistag Nordrhein-Westfalen 
Kavalleriestraße 8 
40213 Düsseldorf 
 
 
 
Kommunale Auftragsvergaben; 

Anwendung einer Stoffpreisgleitklausel aufgrund der anhaltenden 

starken Preisschwankungen 
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Das Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat (BMI) hat auf-
grund der sich seit einiger Zeit häufenden Berichte über drastisch stei-
gende Preise und Lieferengpässe für verschiedene Baustoffe mit dem 
beiliegenden Erlass vom 21. Mai 2021 Hinweise zur Anwendung von 
Stoffpreisgleitklauseln für bestimmte Baustoffe herausgegeben. Dazu 
gehören z.B. Holz, Kunststoffe und Stahl.  
 
Nach den Ausführungen des BMI stellt das Vergabehandbuch für die 
Baumaßnahmen des Bundes (VHB) mit dem Formblatt 225 „Stoffpreis-
gleitklausel“ ein Instrument zur Verfügung, mit dem auf volatile Preis-
steigerungen reagiert werden kann. Das Formblatt kam bisher in Ver-
bindung mit schwankenden Stahlpreisen zum Einsatz, kann aber eben-
so auch für andere Stoffe verwendet werden, soweit im Güterverzeich-
nis des Statistischen Bundesamtes Indizes dafür veröffentlicht werden.  
 
Es bestehen keine Bedenken auch im kommunalen Bereich von 

diesen Vorgaben Gebrauch zu machen. Die kommunalen Auftrag-

geber können die Richtlinie zum Formblatt 225 des Vergabehand-

buches für Baumaßnahmen des Bundes (VHB) mit den zuvor ge-

nannten Hinweisen des BMI entsprechend anwenden.  

 
Der Umgang mit Kostensteigerungen und Bauverzögerungen erfordert 
eine Prüfung und Entscheidung im Einzelfall vor Ort. Kommunalspezifi-
ka, Verwaltungsaufbau und Organisation der kommunalen öffentlichen 
Auftraggeber im Land Nordrhein-Westfalen sowie Besonderheiten des 
Beschaffungsbedarfes können die Verwendung von abweichenden indi-
viduellen Regelungen rechtfertigen.  
 
Die Möglichkeit, eine Stoffpreisgleitklausel vorzusehen, gilt für neu ab-
zuschließende längerfristige Verträge über Bauleistungen. Bestehende 
Verträge, bei denen keine Stoffpreisgleitung vereinbart ist, sind grund-
sätzlich einzuhalten. Einen Rechtsanspruch auf Änderung oder Aufhe-
bung des Vertrages könnte dem Auftragnehmer unter den gesetzlichen 
Voraussetzungen der „Störung der Geschäftsgrundlage“ (§ 313 Abs. 1 
BGB) zustehen.  
 
Bei laufenden Vergabeverfahren kann die Stoffpreisgleitklausel nach-
träglich einbezogen und/oder die Ausführungsfristen an die aktuelle Si-
tuation angepasst werden, wenn die (Er)Öffnung der Angebote noch 
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nicht erfolgt ist. Nähere Einzelheiten können dem Erlass des BMI vom 
21. Mai 2021 entnommen werden.  
 
Ich bitte Sie, die Ihrer Aufsicht unmittelbar unterstehenden Kommunen 
und Kommunalaufsichten der Landräte zu informieren. Weiterhin bitte 
ich Sie, die Kommunalaufsichten der Landräte um Information der dort 
beaufsichtigten Kommunen zu bitten.  
 
Im Auftrag 
 
gez. Dr. von Kraack 
 
 
Anlage(n): 

 Erlass des BMI „Lieferengpässe und Stoffpreisänderungen diverser 
Baustoffe“, AZ: BW I 7 - 70437/9#3 vom 21. Mai 2021 

 Formblatt „Stoffpreisgleitklausel“ 225 
 Richtlinie zum Formblatt 225 



 
  

 

   

 

 
  

Zustell- und Lieferanschrift: Arminiusstraße 10, 53117 Bonn

Verkehrsanbindung: U-Bahnhof Stadtmitte   
 

Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat, 11014 Berlin 

 
 

 

  

  

- nur per E-Mail –  

 

Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung 

Fachaufsicht führende Ebene der Bauverwaltungen in den Ländern 

 

gemäß Verteiler „Erlasse“ 

Lieferengpässe und Stoffpreisänderungen diverser Baustoffe 

Vergabe- und Vertragshandbuch des Bundes, Richtlinie zum Formblatt 

225 

BW I 7 - 70437/9#3 

Berlin, 21. Mai 2021 
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Seit einiger Zeit häufen sich Berichte über drastisch steigende Preise und Lieferengpässe für ver-

schiedene Baustoffe. Dazu gehören z.B. Holz, Kunststoffe und Stahl. Auch das aktuell abgefragte 

Lagebild im Bundesbau bestätigt diese Situation in einer Vielzahl von Fällen. 

Das Vergabehandbuch für die Baumaßnahmen des Bundes (VHB) stellt mit dem Formblatt 

„Stoffpreisgleitklausel“ ein Instrument zur Verfügung, mit dem auf volatile Preissteigerungen re-

agiert werden kann. Das Formblatt kam bisher in Verbindung mit schwankenden Stahlpreisen 

zum Einsatz, kann aber ebenso auch für andere Stoffe verwendet werden, soweit im Güterver-

zeichnis des Statistischen Bundesamtes Indizes dafür veröffentlicht werden. 

I. Neue Vergabeverfahren 

Entsprechend der Richtlinie zum Formblatt 225 VHB ist vor Einleitung der Vergabeverfahren zu 

prüfen, ob die Voraussetzungen für die Vereinbarung von Stoffpreisgleitklauseln vorliegen. Hier-

bei sind die vom Statistischen Bundesamt erfassten und veröffentlichten Indizes der entspre-

chenden Erzeugerpreise gewerblicher Produkte (Fachserie 17, Reihe 2) einzubeziehen. Insbeson-

dere Sprünge von mehreren Indexpunkten pro Monat sind ein Indiz eines mit der Vereinbarung 

fester Preise einhergehenden, besonders hohen Wagnisses der Bieter, das die Vereinbarung von 

Stoffpreisgleitklauseln nahelegt. 
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Ist im Ergebnis der Prüfung eine Stoffpreisgleitklausel zu vereinbaren, sind im Formblatt 225 alle 

Stoffe, die der Preisgleitung unterworfen werden sollen, mit ihren Ordnungsziffern (LV-Positio-

nen), der entsprechenden GP-Nummer, einem Basiswert 1 inkl. Zeitpunkt seiner Ermittlung und 

der jeweilige Abrechnungszeitpunkt einzutragen. Das Formblatt ist den Vergabeunterlagen bei-

zufügen. Neben dem Formblatt 225 ist den Vergabeunterlagen auch das diesem Erlass beigefügte 

Hinweisblatt beizufügen und im Anlagenverzeichnis der Aufforderung zur Angebotsabgabe un-

ter Buchstabe A aufzunehmen. 

Soweit die Terminsituation der Baumaßnahme es zulässt, sind zur Sicherstellung des Wettbe-

werbs Vertragsfristen der aktuellen Situation angepasst zu vereinbaren. Vertragsstrafen sind wei-

terhin nur im Ausnahmefall zu vereinbaren. 

II. Laufende Vergabeverfahren 

Soweit Vergabeverfahren bereits eingeleitet sind, kann/können die Stoffpreisgleitklausel nach-

träglich einbezogen und/oder die Ausführungsfristen an die aktuelle Situation angepasst werden, 

wenn die (Er)Öffnung der Angebote noch nicht erfolgt ist. Die Angebotsfrist ist ggf. zu verlän-

gern. 

Bieteranfragen zur Vereinbarung einer Stoffpreisgleitklausel sind zu prüfen und soweit mit den 

Vorgaben des VHB vereinbar, zu genehmigen. Ablehnende Entscheidungen sind im Vergabever-

merk zu begründen. 

Ist die Angebots(er)öffnung bereits erfolgt, ist zu prüfen, ob zur Sicherstellung des Wettbewerbs 

und zur Vermeidung von Streitigkeiten bei der Bauausführung die Rückversetzung in den Stand 

vor Angebotsabgabe in Frage kommt, um Stoffpreisgleitklauseln einbeziehen und/oder Ausfüh-

rungsfristen verlängern zu können. Dies kann in Einzelfällen angezeigt sein, wenn einzelne Bau-

stoffe einen entscheidenden Einfluss auf die Durchführung der Baumaßnahme haben. Hierbei 

sind alle Rahmenbedingungen abzuwägen und der Entscheidungsprozess ist zu dokumentieren. 

Entscheidungen über Fristanpassungen sind in Abhängigkeit der Terminsituation der jeweiligen 

Maßnahme zu treffen. Übergeordnetes Ziel der Bauverwaltung muss in jedem Falle sein, zuge-

sagte Fertigstellungs- und Übergabetermine einzuhalten. 

III. Bestehende Verträge 

1. Bestehende Verträge sind einzuhalten; eine Anpassung kommt nur in besonders begründeten 

Ausnahmefällen im Rahmen von § 58 BHO und der dazu ergangenen VV–BHO in Betracht. 

Ein Rechtsanspruch auf Änderung oder Aufhebung des Vertrages könnte dem Auftragnehmer 

aufgrund der „Störung der Geschäftsgrundlage“ (§ 313 Abs. 1 BGB) zustehen. Das ist nur dann 

der Fall, wenn das Festhalten am Vertrag in seiner ursprünglichen Form für den Auftragneh-

mer zu untragbaren, mit Recht und Gerechtigkeit nicht zu vereinbarenden und damit nach 
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Treu und Glauben nicht zuzumutenden Ergebnissen führen würde. Diese Voraussetzungen 

werden nur in seltenen Einzelfällen gegeben sein. 

2. Wenn es dem Bauunternehmer selbst bei Zahlung höherer Einkaufspreise nicht möglich ist, 

die Baustoffe zu beschaffen (tatsächliche Unmöglichkeit), kann der Fall der höheren Gewalt 

(insbesondere infolge der COVID-19-Pandemie) oder eines anderen, vom Auftragnehmer 

nicht abwendbaren Ereignisses im Sinne des § 6 Absatz 2 Nummer 1c VOB/B vorliegen. 

Dadurch verlängern sich die Vertragsfristen. Beweispflichtig ist derjenige, der sich auf höhere 

Gewalt/das nicht abwendbare Ereignis beruft.  

Im Auftrag 

gez. 

Hammann 

 

 

Anlagen 

Hinweisblatt, Auszug aus den VV zu § 58 BHO, Anleitung Genesis-Online Daten-

bank 

 

 

 



Hinweis zur Wirkungsweise der Stoffpreisgleitklausel 

Den Vergabeunterlagen ist das Formblatt „Stoffpreisgleitklausel“ beigefügt. Die Klausel verteilt das 
Risiko für Stoffpreisänderungen der im Formblatt aufgeführten Stoffe in den im Formblatt genannten 

Teilleistungen (LV-Positionen) auf beide Parteien. Umfasst sind sowohl Preissteigerungen als auch 

Preissenkungen. 

Bitte beachten Sie: 

Die Funktionsweise der Stoffpreisgleitklausel ist von Ihrem Angebot abgekoppelt. Weder muss der 

angegebene Basiswert 1 von Ihnen als Stoffpreis verwendet werden, noch erfolgt die Ermittlung der 

Mehr- oder Mindervergütung anhand des von Ihnen angebotenen Stoffpreisanteils. 

Hierfür ist allein die Entwicklung des im Formblatt „Stoffpreisgleitklausel“ angegebenen Basiswertes 

1 maßgebend. Die beim Statistischen Bundesamt veröffentlichten Preisindizes werden in der ersten 

Stufe zur Fortschreibung auf den Basiswert 2 im Zeitpunkt der Angebotsabgabe herangezogen. Im 

weiteren Verlauf wird nach gleichem Schema der Basiswert 3 zu dem gem. Formblatt 

„Stoffpreisgleitklausel“ vereinbarten Abrechnungszeitpunkt (Einbau/Lieferung/Verwertung) 

ermittelt. 

Für die Berechnung der Mehr-/Mindervergütung ist dann – nach Überschreitung der Bagatellgrenze - 

die Differenz der Basiswerte 3 und 2 multipliziert mit der abgerechneten Menge unter 

Berücksichtigung der Selbstbeteiligung maßgebend. 

Die Einzelheiten entnehmen Sie bitte dem Formblatt „Stoffpreisgleitklausel“.  



Auszug aus „Zu § 58 (Änderung von Verträgen, Vergleiche):“ 

1 Änderung von Verträgen 

1.1  

§ 58 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 regelt nur Änderungen oder Aufhebungen, auf die die Vertragspartnerin oder 

der Vertragspartner keinen Rechtsanspruch hat; er regelt nicht die Anpassung eines Vertrags an eine 

veränderte Rechtslage (z.B. aus § 242 BGB). 

1.2  

Würde die Vertragsänderung im Wesentlichen in einer Stundung oder einem Erlass des Anspruchs 

bestehen, so sind die Sonderbestimmungen des § 59 anzuwenden. 

1.3  

Die Frage, ob ein Nachteil des Bundes vorliegt, ist unter wirtschaftlichen Gesichtspunkten zu 

entscheiden. Danach liegt kein Nachteil des Bundes vor, wenn der Bund durch eine 

Vertragsänderung unter Berücksichtigung der Umstände des Einzelfalles wirtschaftlich nicht 

schlechter gestellt ist als bei einem Festhalten an der Rechtsstellung aus dem ungeänderten Vertrag. 

1.4  

Ein besonders begründeter Ausnahmefall ist anzunehmen, wenn nach Prüfung der Behörde die 

Vertragspartnerin oder der Vertragspartner zwar keinen Rechtsanspruch auf Änderung oder 

Aufhebung des Vertrages hat, sie oder ihn aber ein Festhalten am Vertrag nach Lage des Einzelfalles 

unbillig benachteiligt, weil sich ihre oder seine wirtschaftlichen Verhältnisse bei Vertragserfüllung 

infolge ihr oder ihm nicht zuzurechnender Umstände erheblich verschlechtern würden. 

1.5  

Einer Einwilligung des Bundesministeriums der Finanzen zu Maßnahmen nach § 58 Abs. 1 Satz 1 Nr. 

1 bedarf es nicht, soweit der Nachteil des Bundes im Einzelfall nicht mehr als 125 000 Euro beträgt. 

1.6  

Das zuständige Bundesministerium kann ohne Einwilligung des Bundesministeriums der Finanzen 

seine Befugnisse bis auf Mittelbehörden übertragen. 

1.7  

Bei fortdauernden Leistungen ist die Nr. 1.5 mit der Maßgabe anzuwenden, dass es sich bei dem 

Betrag von 125 000 Euro im Einzelfall um einen Jahresbetrag handelt. 



Neben den langen Reihen der Fachserie 17 Reihe 2 bietet das statistische Bundesamt auch den 

Zugriff auf die Genesis-Online Datenbank an, die teilweise eine weitere Gliederungsebene 

innerhalb einer bestimmten GP-Nummer (z.B. 161010350 (Nadelschnittholz)) enthält. Dadurch 

ist eine genauere Verfolgung der Preisentwicklung möglich. 

Schritt 1: Auf der Startseite des statistischen Bundesamtes „Genesis-Online Datenbank“ 

auswählen. 

 

Schritt 2: Auf der Startseite der Genesis-Online Datenbank Thema „6 Preise, Verdienste, 
Einkommen und Verbrauch“ auswählen. 

 



Schritt 3: Untermenü „61 Preise“ ausklappen und „61241 Index der Erzeugerpreise gewerblicher 

Produkte“ auswählen 

 

Schritt 4: „61241-004 Erzeugerpreise gewerblicher Produkte: Deutschland, Monate, 

Güterverzeichnis (2009-2-/3-/4-/5-/6-/9-Steller/Sonderpositionen)“ auswählen 

 



Schritt 5: Dropdownmenü aufklappen, letzte Option „GP2009 (ausgewählte 9-Steller): Gewerbl. 

Produkte (1350)“ auswählen, ggf. „Zeit auswählen“ anklicken und die Anzahl der 
anzuzeigenden Jahre anpassen, um die Entwicklung des Vorjahres mit anzuzeigen, 

abschließend auf „Werteabruf“ klicken 

 

Schritt 6: Die Tabelle kann (z.B. im Excel-Format) heruntergeladen werden. 

 

 



Um online mit der Tabelle zu arbeiten muss zunächst „vollständig anzeigen“ ausgewählt werden.  

 

Anschließend kann mit Strg+F ein Suchfeld geöffnet werden, in das z.B. „GP09-16“ für die 
Produktgruppe Holz eingetragen werden kann, um die Treffer in der Tabelle zu markieren. 
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Zustell- und Lieferanschrift: Krausenstraße 17-18, 10117 Berlin 

Verkehrsanbindung: U-Bahnhof Stadtmitte   
 

Bundesministerium für Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen 

 

 

 

 +  

  

nur per E-Mail 

 

Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung 

Fachaufsicht führende Ebenen in den Ländern 

Lieferengpässe und Preissteigerungen wichtiger Baumaterialien  als 

Folge des Ukraine-Kriegs 

 

BWI7-70437/9#4 

Berlin, 25. März 2022 
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Aufgrund der Kriegsereignisse in der Ukraine und der in der Folge verhängten weltweiten Sank-

tionen gegen Russland sind die Preise vieler Baustoffe zum Teil extrem gestiegen. Rund 30 Pro-

zent des Baustahls kommen aus Russland, der Ukraine und Weißrussland. Hinzu kommt der 

hohe Anteil von Roheisen (40 Prozent aus diesen Ländern) und diverser weiterer Rohstoffe, die 

für die Stahllegierung notwendig sind (Nickel 25 Prozent und Titan 75 Prozent). Auch rund 

30 Prozent der hiesigen Bitumenversorgung erfolgt in Abhängigkeit von Russland, mit entspre-

chenden Auswirkungen auf den deutschen Straßenbau. Auch die Kosten für Energie und Kraft-

stoffe sind erheblich gestiegen. 

Um den Auswirkungen für kommende und laufende Bundesbaumaßnahmen entgegenzuwirken, 

wird für die Produktgruppen 

 Stahl und Stahllegierungen 

 Aluminium 

 Kupfer 

 Erdölprodukte (Bitumen, Kunststoffrohre, Folien und Dichtbahnen, Asphaltmischgut) 

 Epoxidharze 

 Zementprodukte 

 Holz 

 Gusseiserne Rohre 

folgende Sonderregelung getroffen: 
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I. Stoffpreisgleitklausel für Betriebsstoffe 

Von der Regelung in Nummer 2.3 der Richtlinie zum Formblatt 225 des VHB (ausnahmsweise 

Vereinbarung einer Stoffpreisgleitklausel für Betriebsstoffe) darf bei maschinenintensiven Ge-

werken Gebrauch gemacht werden, vorausgesetzt, beide der nachfolgend genannten Vorausset-

zungen treffen zu: 

1. Die Vertragsunterlagen sind so aufgestellt, dass sie sich für die indexbasierte Preisgleitung eig-

nen (eigene Ordnungsziffer). 

2. Der Wert der Betriebsstoffe übersteigt ein Prozent der geschätzten Auftragssumme. 

II. Neue Vergabeverfahren 

Trotz der mit den Preissteigerungen einhergehenden Unwägbarkeiten sind ausschreibungsreife 

Gewerke zu vergeben, Planungen fortzusetzen und zur Ausschreibung zu führen. 

Die Voraussetzung Nummer 2.1 a) der Richtlinie zum Formblatt 225 VHB (nicht kalkulierbares 

Preisrisiko) für die o.g. Produkte ist erfüllt. 

Nummer 1d) der „Grundsätze zur Anwendung von Preisvorbehalten bei öffentlichen Aufträgen“ 

vom 4. Mai 1972 wird vorübergehend dahin ausgelegt, dass die Vereinbarung einer Preisgleit-

klausel auch dann zulässig ist, wenn der Zeitraum zwischen Angebotsabgabe und Lieferung bzw. 

Fertigstellung einen Monat beträgt. Damit gilt die Voraussetzung der Nummer 2.1 b) der Richtli-

nie zum Formblatt 225 VHB (Zeitraum zwischen Angebotsabgabe und Lieferung/Fertigstellung) 

als erfüllt, wenn der Zeitraum zwischen Angebotsabgabe und Lieferung/Fertigstellung einen 

Monat überschreitet. 

Liegen die Voraussetzungen der Nummer 2.1 c) der Richtlinie zum Formblatt 225 (Stoffkostenan-

teil beträgt mindestens ein Prozent der geschätzten Auftragssumme) vor, sind im Formblatt 225 

alle Stoffe, die der Preisgleitung unterworfen werden sollen, mit ihren Ordnungsziffern (LV-Posi-

tionen), der entsprechenden GP-Nummer, einem Basiswert 1 inkl. Zeitpunkt seiner Ermittlung 

und der jeweilige Abrechnungszeitpunkt (Einbau, Lieferung oder Verwendung) einzutragen. 

Sind für die Festlegung des Basiswertes 1 von einschlägigen Händlern keine Angebote zu erhal-

ten, ist der Basiswert aus Angeboten vorausgegangener Ausschreibungen oder aus Erfahrungs-

werten, ggf. mit einem Zuschlag versehen, festzulegen und bei Erfordernis während des Vergabe-

verfahrens anzupassen. 

Das Formblatt ist den Vergabeunterlagen beizufügen. Neben dem Formblatt 225 ist den Vergabe-

unterlagen auch das diesem Erlass (nochmals) beigefügte Hinweisblatt beizufügen und im Anla-

genverzeichnis der Aufforderung zur Angebotsabgabe unter Buchstabe A aufzunehmen. 

Zur Sicherstellung des Wettbewerbs sind Vertragsfristen der aktuellen Situation angepasst zu 

vereinbaren. Vertragsstrafen sind nur in begründeten Ausnahmefällen zu vereinbaren. 
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III. Laufende Vergabeverfahren 

Soweit Vergabeverfahren bereits eingeleitet sind, aber die Angebote noch nicht geöffnet wurden, 

sind die Stoffpreisgleitklauseln nachträglich einzubeziehen. Ausführungsfristen sind an die aktu-

elle Situation anzupassen. Die Angebotsfrist ist ggf. zu verlängern. 

Bieteranfragen zur Vereinbarung einer Stoffpreisgleitklausel zu o.g. Produktgruppen ist zu fol-

gen, es sei denn, der Zeitraum zwischen Angebotsabgabe und Lieferung/Fertigstellung unter-

schreitet einen Monat oder der Stoffkostenanteil des betroffenen Stoffes unterschreitet wertmä-

ßig ein Prozent der von der Vergabestelle geschätzten Auftragssumme. 

Ist die Angebots(er)öffnung bereits erfolgt, ist das Verfahren zur Vermeidung von Streitigkeiten 

bei der Bauausführung in den Stand vor Angebotsabgabe zurück zu versetzen, um Stoffpreis-

gleitklauseln einbeziehen und ggf. Ausführungsfristen verlängern zu können. 

IV. Anpassungen in bestehenden Verträgen 

Bestehende Verträge sind grundsätzlich einzuhalten und die Leistungen von den Unternehmen 

wie beauftragt auszuführen. Ungeachtet dessen können die Kriegsereignisse in der Ukraine und 

die dadurch unmittelbar oder mittelbar hervorgerufenen Materialengpässe und Materialpreis-

steigerungen auch insoweit rechtliche Folgen haben. 

IV.1 Verlängerung von Vertragslaufzeiten, § 6 VOB/B 

Sind Materialien aus den eingangs genannten Produktgruppen nachweislich nicht oder vorüber-

gehend nicht, auch nicht gegen höhere Einkaufspreise als kalkuliert, durch das Unternehmen be-

schaffbar, ist von einem Fall der höheren Gewalt bzw. einem anderen nicht abwendbaren Ereig-

nis im Sinne von § 6 Absatz 2 Nummer 1 Buchstabe c) VOB/B auszugehen. Als Rechtsfolge wird 

die Ausführungsfrist verlängert um die Dauer der Nichtlieferbarkeit der Stoffe zuzüglich eines 

angemessenen Aufschlags für die Wiederaufnahme der Arbeiten, § 6 Absatz 4 VOB/B. Schadens-

ersatz- oder Entschädigungsansprüche gegen das Unternehmen entstehen dadurch nicht. Umge-

kehrt gerät auch der Auftraggeber ggü. Folgegewerken nicht in Annahmeverzug, wenn sich de-

ren Leistung in der Folge verschieben muss (vgl. BGH, Urteil vom 20.4.2017 – VII ZR 194/13). 

IV.2 Störung der Geschäftsgrundlage, § 313 BGB 

Sind die Materialien aus den eingangs genannten Produktgruppen zwar zu beschaffen, muss das 

Unternehmen jedoch höhere Einkaufspreise zahlen als kalkuliert, gilt folgendes: 

Auftraggeber und Auftragnehmer haben den Vertrag in der Annahme geschlossen, dass sich die 

erforderlichen Materialien grundsätzlich beschaffen lassen und deren Preise nur den allgemei-

nen Unwägbarkeiten des Wirtschaftslebens unterliegen. Sie hätten den Vertrag nicht mit diesem 
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Inhalt geschlossen, hätten sie gewusst, dass die kommenden Kriegsereignisse in der Ukraine der-

art unvorhersehbaren Einfluss auf die Preisentwicklung nehmen würden. 

Zwar weist der Bauvertrag das Materialbeschaffungsrisiko grundsätzlich der Sphäre des Unter-

nehmens zu. Das gilt jedoch nicht in Fällen höherer Gewalt. 

Insoweit sind die Ereignisse grundsätzlich geeignet, die Geschäftsgrundlage des Vertrages im 

Sinne von § 313 BGB zu stören. 

Die daran anschließende weitere Frage, ob dem Unternehmen gleichwohl das Festhalten an den 

unveränderten Vertragspreisen zumutbar ist, kann nicht allgemein, sondern nur im Einzelfall 

beantwortet werden. Es gibt keine feste Grenze, ab deren Überschreiten von einer Unzumutbar-

keit auszugehen ist. Die Rechtsprechung hat zum ebenfalls auf eine gestörte Geschäftsgrundlage 

abstellenden und daher vergleichbaren § 2 Absatz 7 VOB/B (Änderungen im Pauschalvertrag) in 

einzelnen Entscheidungen Werte zwischen 10 und 29 Prozent Mengen- bzw. Preissteigerung an-

genommen, bei denen von einer Unzumutbarkeit auszugehen war. Ähnlich uneinheitlich ist das 

Meinungsbild in der baurechtlichen Literatur, die Angaben bewegen sich zwischen 20 und 

25 Prozent, teilweise aber auch bereits bei 15 Prozent Kostensteigerung (vgl. Beck’scher VOB-

Kommentar, Teil B, Rn. 66 f.; BeckOK VOB/B, Rn. 34). 

Dabei ist nicht auf die einzelne Position, sondern auf eine Gesamtbetrachtung des Vertrages ab-

zustellen. Je geringer der Anteil einer betroffenen Position am Gesamtauftragsvolumen ist, desto 

höher wird die anzusetzende Schwelle sein. In die Betrachtung sind bereits geschlossene Nach-

tragsvereinbarungen und bereits vorliegende oder angekündigte Nachtragsangebote einzubezie-

hen. Eine ohne Vertragsanpassung drohende Insolvenz des Unternehmens ist einerseits zwar 

nicht Voraussetzung, andererseits genügt es nicht, wenn die höheren Materialpreise den kalku-

lierten Gewinn aufzehren (die insoweit stellenweise angeführte Entscheidung des BGH aus 2011 

(Urteil vom 30.06.2011, AZ VII ZR 13/10) betraf einen Einzelfall, bei dem irreführende Angaben 

des Auftraggebers in der Leistungsbeschreibung zu einer Fehlkalkulation des Unternehmens bei-

getragen haben; sie ist nicht verallgemeinerungsfähig). 

Wenn nach dieser Prüfung von einer gestörten Geschäftsgrundlage auszugehen ist, hat das Un-

ternehmen einen Anspruch auf Anpassung der Preise für die betroffenen Positionen. Das bedeu-

tet nicht, dass der Auftraggeber sämtliche die Kalkulation übersteigenden Kosten trägt. Die Höhe 

der Vertragsanpassung ist im Einzelfall festzusetzen, wobei die o.g. Gesichtspunkte der Zumut-

barkeit erneut zu berücksichtigen sind. Eine Übernahme von mehr als der Hälfte der Mehrkosten 

wird jedenfalls regelmäßig unangemessen sein. Grundlage der Anpassung sind die reinen Materi-

alpreise. Die Zuschläge für BGK, AGK, Wagnis und Gewinn bleiben unberücksichtigt. 

Ich weise vorsorglich darauf hin, dass, sollte die Zumutbarkeit durch die Preisanpassung nicht 

wiederhergestellt werden können, dem Unternehmen nach § 313 Absatz 3 BGB ein Rücktritts-
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recht vom Vertrag bzw. ein Sonderkündigungsrecht zusteht. Das bedeutet nicht, dass den Forde-

rungen der Unternehmen in vollem Umfang Rechnung getragen werden muss. Das Risiko einer 

insoweit unberechtigten Kündigung trägt das Unternehmen. 

IV.3 Veränderung von Verträgen, § 58 BHO 

Der Vollständigkeit halber weise ich darauf hin, dass Verträge zum Nachteil des Bundes und zu 

Gunsten der Unternehmen auch unterhalb der Schwelle der gestörten Geschäftsgrundlage geän-

dert werden können, vgl. Nummer 1.1 VV zu § 58 BHO. 

Der Begriff des „Nachteils“ erlaubt es, nicht allein auf die wirtschaftliche Situation des Unterneh-

mens abstellen zu müssen, sondern in eine Gesamtabwägung der Vor- und Nachteile für die Bau-

maßnahme eintreten zu können. Ergibt diese Gesamtabwägung beispielsweise, dass eine Anpas-

sung von Preisen den termingerechten Fortgang der Baumaßnahmen fördert, Auseinanderset-

zungen an anderer Stelle vermeidet, Verwaltungsaufwand und Folgekosten (etwa durch längere 

Nutzung eines Ersatzmietobjekts) erspart, mag bereits kein Nachteil im wirtschaftlichen Sinne 

vorliegen. 

Nur wenn nach dieser Abwägung dem Bund ein wirtschaftlicher Nachteil erwachsen würde, 

kommt es auf die Frage an, ob ein besonders begründeter Ausnahmefall vorliegt, weil das Unter-

nehmen unbillig benachteiligt ist, da sich seine wirtschaftlichen Verhältnisse bei Vertragserfül-

lung infolge ihm nicht zuzurechnender Umstände erheblich verschlechtern würden (siehe VV 

Nummer 1.4 zu § 58 BHO). Insoweit übertrage ich meine Entscheidungsbefugnisse auf die Fach-

aufsicht führende Ebene. Sollte ein besonders begründeter Ausnahmefall festgestellt werden und 

Verträge angepasst werden, bedarf es ab einem Betrag von 125.000 Euro (Höhe des Nachteils des 

Bundes) der Zustimmung des BMF, die über mich einzuholen wäre. Ergibt die Gesamtabwägung 

der Umstände bereits keinen Nachteil (s.o.), bedarf es einer solchen Zustimmung nicht. 

IV.4 Nachweis durch die Unternehmen 

Eine Preisanpassung muss das Unternehmen beantragen. Begehrt das Unternehmen eine Preis-

anpassung, sei es nach § 313 BGB, sei es nach § 58 BHO, ist es für die Darlegung der Vorausset-

zungen vollständig in der Pflicht. Insoweit ist beispielsweise zu verlangen: 

 Urkalkulation/Preisblätter 

 Nachweis der tatsächlichen Einkaufskosten und Versicherung des Unternehmens, dass 

etwaige Rückvergütungen oder Nachlässe des Baustofflieferanten o.ä. abgezogen sind 

 Nachweis der Marküblichkeit der tatsächlichen Einkaufspreise durch Vorlage von Ver-

gleichsangeboten 
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IV.5 Nachträgliche Vereinbarung einer Stoffpreisgleitklausel 

Nach Prüfung der Unterlagen und in der Gesamtabwägung des Einzelfalls nach Ziffer IV.2 bzw. 

IV.3 kann auch die nachträgliche Einbeziehung einer Stoffpreisgleitklausel in einen bestehenden 

Vertrag in Frage kommen. Dabei ist folgendes zu beachten: 

Eine nachträgliche Vereinbarung kommt nur in Betracht für solche Verträge, bei denen bisher 

höchstens die Hälfte der Leistungen aus den o.g. Produktgruppen ausgeführt wurde. Preisglei-

tung kommt dabei nur für noch nicht erbrachte Leistungsteile in Betracht.  

Für die betroffenen Positionen ist eine GP-Nummer festzulegen, der Abrechnungszeitpunkt (s. 

Formblatt 225) zu bestimmen und der Basiswert 2 in Höhe des Materialanteils der jeweiligen Po-

sition aus dem Angebot des Auftragnehmers festzulegen. Die Fortschreibung auf den Basiswert 3 

erfolgt über die Indizes des statistischen Bundesamtes auf die gewohnte Weise. Für die Ermitt-

lung der Mehr-/Minderaufwendungen ist die Differenz aus Basiswert 3 und Basiswert 2 mit der 

ausgeführten Menge zu multiplizieren. Anstelle der im Formblatt 225 festgelegten Selbstbeteili-

gung von 10 Prozent ist mit dem Auftragnehmer eine Selbstbeteiligung in Höhe von 20 Prozent 

zu vereinbaren. 

Die nachträgliche Vereinbarung erstreckt sich auf alle noch nicht erbrachten Teilleistungen, de-

ren Ausführung in die Laufzeit des Erlasses fällt. 

IV.6 Auftragsänderung, § 132 GWB bzw. § 22 EU VOB/A 

Eine etwaige Preisanpassung im bestehenden Vertrag berührt den Anwendungsbereich des § 132 

GWB. Hier gilt folgendes. 

Nach § 132 Absatz 1 Nummer 2 GWB liegt eine wesentliche Auftragsänderung u.a. insbesondere 

dann vor, wenn mit der Änderung das wirtschaftliche Gleichgewicht des öffentlichen Auftrags 

zugunsten des Auftragnehmers in einer Weise verschoben wird, die im ursprünglichen Auftrag 

nicht vorgesehen war. Nach dem Vorgesagten dient § 313 BGB gerade dazu, das ursprüngliche 

wirtschaftliche Gleichgewicht des Vertrages wiederherzustellen. Es wird nicht zugunsten des 

Auftragsnehmers verschoben. Insoweit ist im Umkehrschluss regelmäßig bereits nicht von einer 

wesentlichen Auftragsänderung auszugehen. 

Sollte – hilfsweise - gleichwohl eine wesentliche Vertragsänderung anzunehmen sein, so ist eine 

solche ohne Durchführung eines neuen Vergabeverfahrens zulässig, soweit die Änderung auf-

grund von Umständen erforderlich geworden ist, die der öffentliche Auftraggeber im Rahmen 

seiner Sorgfaltspflicht nicht vorhersehen konnte, und sich aufgrund der Änderung der Ge-

samtcharakter des Auftrags nicht verändert (§ 132 Absatz 2 Nummer 3 GWB). 

Davon ist auszugehen, da die Kriegsereignisse in der Ukraine und ihre Folgen für den Auftragge-

ber in gleicher Weise unvorhersehbar waren wie für den Auftragnehmer. 
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Der Preis darf in diesem Fall nicht um mehr als 50 Prozent des Wertes des ursprünglichen Auf-

trags erhöht werden. Eine solche Vertragsänderung wäre im Amtsblatt der Europäischen Union 

bekannt zu machen. 

Schließlich ist – ebenfalls hilfsweise - die Änderung eines öffentlichen Auftrags zulässig, wenn 

sich der Gesamtcharakter des Auftrags nicht ändert und der Wert der Änderung (Summe aller 

Auftragsänderungen) den europäischen Schwellenwert nicht übersteigt und nicht mehr als 

15 Prozent des ursprünglichen Auftragswertes beträgt. In diesem Fall bedarf es auch keiner Be-

kanntmachung der Änderung. 

Ich bitte um Bericht, sollte eine etwaige Preisanpassung vergaberechtlich angegriffen werden. 

V. Inkrafttreten 

Die Regelungen treten mit sofortiger Wirkung in Kraft und sind befristet bis 30. Juni 2022. 

Im Auftrag 

gez. 

i.V. Lothar Fehn Krestas 
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